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triebe für die planmäßige und bedarfsgerechte Versorgung 
der Bevölkerung, die Pflicht zur Nutzung, zur Mehrung und 
zum Schutz des sozialistischen Eigentums, das Gebot ver
antwortungsbewußter Rechtsausübung, das das Verbot des 
Rechtsmißbrauchs einschließt, sind auf das Zivilrecht an
gewandte und in ihm sachbezogen ausgestaltete Verfas
sungsgrundsätze.

Sozialistische Grundrechte und Grundpflichten bestim
men auch den Inhalt der vor einzelnen Kapiteln des ZGB 
stehenden Grundsatzvorschriften sowie spezieller Regelun
gen, z. B. über die Garantierechte beim Kauf und bei 
Dienstleistungen. Die modernen sozialistischen Bestimmun
gen über Rechte und Pflichten bei der Verhütung von Schä
den und der Abwehr von Gefahren und die wirksame Aus
gestaltung des Rechts auf Wiedergutmachung und Scha
denersatz sind eine prinzipielle Konkretisierung von ver
fassungsmäßigen Grundrechten und Grundpflichten der 
Bürger und überschreiten den engen Horizont bürgerlich
rechtlicher Deliktshaftung des BGB. Auch die Bestimmun
gen über das Recht der Bürger auf Schutz, Erwerb und 
Nutzung persönlichen Eigentums, über das Recht, Grund
stücke und Gebäude zu Wohn- und Erholungszwecken zu 
nutzen, sowie über das Wohnungsmietrecht spiegeln 
Grundrechte und Grundpflichten der Bürger wider.

Die Ausgestaltung der grundrechtlichen Stellung der 
Bürger durch den materiellrechtlichen Rechtsschutz im 
ZGB wird durch die ZPO vervollständigt, die den prozes
sualen Rechtsschutz im Sinne allseitiger Gewährleistung 
der Gesetzlichkeit regelt. Der Verwirklichung des inter
nationale Geltung besitzenden Grundsatzes der Gleichheit 
vor Gesetz und Gericht entspricht es, wenn § 181 ZPO in 
Übereinstimmung mit völkerrechtlichen Konventionen 
auch Bürgern anderer Staaten den gleichen gerichtlichen 
Rechtsschutz und die gleiche prozessuale Stellung einräumt 
wie Staatsbürgern der DDR.

Das Arbeitsrecht gestaltet die verfassungsmäßig garan
tierten Grundrechte für die Werktätigen weiter aus, so 
das Recht auf Arbeit, auf Mitbestimmung und Mitgestal- 
tüng, auf Lohn nach Qualität und Quantität der Arbeit, 
auf Bildung, auf Freizeit und Erholung, auf Schutz der 
Gesundheit und der Arbeitskraft, auf Teilnahme am kul
turellen Leben, auf Fürsorge im Alter und bei Invalidität 
sowie auf materielle Sicherheit bei Krankheit und bei Un
fällen. Umfassend sind auch die Rechte der Gewerkschaf
ten geregelt. Das neue AGB widerspiegelt damit die Durch
setzung sozialistischer Grundrechte und Grundpflichten in 
der Verbindung von politischen und staatsbürgerlichen 
Rechten mit ökonomischen, sozialen und kulturellen Rech
ten.

Die sozialistischen Grundrechte, wie sie im AGB ihren 
Ausdruck finden, manifestieren die Errungenschaften der 
Arbeiterklasse und aller anderen Werktätigen, erweisen 
sich als Ergebnis ihres Fleißes und ihrer im revolutionären 
sozialistischen Umwälzungsprozeß freigesetzten Schöpfer
kraft.10

Auch das Strafrecht hat bei der Gewährleistung und 
beim Schutz sozialistischer Grundrechte, Grundfreiheiten 
und Grundpflichten wichtige Aufgaben zu erfüllen. Es 
schützt mit seinen Tatbeständen die verfassungsmäßigen 
Grundrechte und Grundfreiheiten zuverlässig gegen Ver
letzungen.

Das erste, grundlegende Menschenrecht ist das Recht 
auf ein Leben im Frieden. Folgerichtig stellt deshalb das 
sozialistische StGB an erster Stelle seines Besonderen Teils 
und in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht verbreche
rische Anschläge gegen den Frieden, die Menschlichkeit 
und die Menschenrechte durch exakte Tatbestände unter 
strafrechtliche Verantwortlichkeit.

Dem strafrechtlichen Schutz der Grundrechte dienen 
ferner Bestimmungen über Straftaten gegen die Persön
lichkeit, das Leben und die Gesundheit der Menschen, 
gegen ihre Freiheit und Würde. Dazu gehört auch der straf
rechtliche Schutz gegen Straftaten, die die Glaubens- und

Gewissensfreiheit und die Freiheit der Religionsausübung 
verletzen, sowie gegen Straftaten gegen Jugend und Fa
milie. Präzise Straftatbestände zum Schutze des sozialisti
schen Eigentums und der Volkswirtschaft sowie des per
sönlichen Eigentums dienen dazu, wichtige materielle 
Grundlagen für die Gewährleistung ökonomischer und 
sozialer Rechte der Bürger gegen Straftaten zu sichern.

Das sozialistische Strafrecht verwirklicht ferner die 
auch in völkerrechtlichen Konventionen verankerten klas
sischen Grundrechtsprinzipien, wie „nullum crimen sine 
lege“, „nulla poena sine lege“, „nulla poena sine culpa“, 
die Gleichheit; vor dem Gesetz und das Verbot der Rück
wirkung von Straftatbeständen.11

Das Strafprozeßrecht sichert die Grundsätze „ne bis in 
idem“ und „in dubio pro reo“, die Beachtung strenger, 
objektiver Kriterien und gesetzlicher Voraussetzungen für 
die Zulässigkeit der Anordnung von Untersuchungshaft, 
die über die Merkmale des dringenden Tatverdachts, des 
Fluchtverdachts und der Verdunklungsgefahr hinaus noch 
an die Voraussetzung ihrer Unumgänglichkeit für die 
Durchführung des Strafverfahrens gebunden ist. Die StPO 
enthält ferner Bestimmungen, die der Fürsorge für die 
Familie sowie dem Schutz des Vermögens und der Woh
nung des in Untersuchungshaft befindlichen Beschuldigten 
dienen. Das Verfahrensrecht sichert die Gesetzlichkeit und 
Gerechtigkeit gerichtlicher Entscheidungen durch ein um
fassendes Rechtsmittelrecht.

Durch das Gerichtsverfassungsrecht werden das Prin
zip der Gleichheit der Bürger vor Gesetz und Gericht un
abhängig von ihrer Nationalität, ihrer Rasse, ihrem welt
anschaulichen oder religiösen Bekenntnis, ihrer sozialen 
Herkunft und Stellung, das Recht auf Verteidigung, das 
Prinzip der Unabhängigkeit der Richter, der Öffentlichkeit 
und Mündlichkeit der Gerichtsverhandlung sowie der Un
mittelbarkeit der Beweisaufnahme konkretisiert. Hierzu 
zählt ferner das Recht auf Benutzung der Muttersprache 
und der Anspruch auf Beiziehung eines Dolmetschers.

Zu den grundrechtlichen Garantien im Gerichtsverfah
ren gehören insbesondere das Recht der Bürger auf um
fassende Mitwirkung in der Strafrechtspflege, die demo
kratische Kontrolle der Rechtsprechung durch die Öffent
lichkeit, die Wahl der Richter, Schöffen und Mitglieder 
der gesellschaftlichen Gerichte sowie die Mitwirkung 
ehrenamtlicher gesellschaftlicher Kräfte an der Rechts
pflege. 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11
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